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14. Wahlperiode

Beschlussempfehlung und Bericht

des Finanzausschusses

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 15. Juli 2010 
– Drucksache 14/6609

Denkschrift 2010 zur Haushaltsrechnung 2008;
hier: Beitrag Nr. 9 – Evaluation an allgemein bildenden

Schulen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

I. Von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 15. Juli 2010 zu Beitrag Nr. 9 
– Drucksache 14/6609 – Kenntnis zu nehmen.

II. Die Landesregierung zu ersuchen, 

1. sich durch eine stichprobenhafte Erhebung einen fundierten Überblick über
die Kosten der Evaluation an den Schulen zu verschaffen;

2. dem Landtag bis 31. Dezember 2012 über die Entwicklung der Evaluation an
Schulen sowie über die Einführung und Umsetzung von Zielvereinbarungen
zwischen Schule und Schulaufsicht zu berichten.

11. 11. 2010

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Ursula Lazarus Ingo Rust

Ausgegeben: 23. 12. 2010 1
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B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet die Mitteilung Drucksache 14/6609 in seiner 68. Sit-
zung am 11. November 2010.

Als Anlage ist diesem Bericht ein Antrag von Abgeordneten der CDU und der
FDP/DVP für eine Beschlussempfehlung des Finanzausschusses an das Plenum
beigefügt.

Der Berichterstatter für den Finanzausschuss brachte vor, die öffentlichen Schu-
len seien verpflichtet, ihre Schul- und Unterrichtsqualität regelmäßig zu evaluie-
ren. Ergänzend dazu würden sie in angemessenen zeitlichen Abständen durch das
Landesinstitut für Schulentwicklung evaluiert. Die gesamte Evaluation sei auf-
wendig und binde Personal. Der Rechnungshof habe es unternommen, die Ge-
samtkosten eines Evaluationszyklus zu schätzen. Diese beliefen sich auf bis zu
170 Millionen €. Der Rechnungshof empfehle dem Kultusministerium, sich
einen fundierten Überblick über die Kosten der Evaluation an den Schulen zu
verschaffen und die Ergebnisse der Evaluation in Zielvereinbarungen mit den
Schulen umzusetzen. Überdies solle es anhand der bisherigen Erfahrungen prü-
fen, ob die Evaluation mit einem geringeren Ressourcenverbrauch durchgeführt
werden könne.

Das Kultusministerium erhebe keine Einwände gegen die vorgeschlagenen Emp-
fehlungen. Es merke jedoch an, dass ein Teil der Empfehlungen bereits umge-
setzt werde. So plane das Ministerium eine stichprobenhafte Erhebung an Schu-
len, um die spezifischen Kosten der Evaluation festzustellen. Außerdem bestehe
für die Einführung der Zielvereinbarung zwischen Schule und Schulaufsicht ein
mit dem Hauptpersonalrat abgestimmtes Implementierungskonzept. Die Zielver-
einbarungen sollten 2011 erstmals evaluiert werden. Schließlich würden gegen-
wärtig am Landesinstitut neue Verfahrensweisen für eine effizientere Fremdeva-
luation erprobt.

Er halte die Feststellung für angemessen, dass das Grundmodell der Evaluation
in der Realität mit bestimmten Bereichen der Evaluation nicht voll in Einklang zu
bringen sei. So habe Evaluation auch sehr viel mit der Entwicklung einer Schule
selbst zu tun. Daher könne er aus fachlicher Sicht manche Bedenken, die das
Kultusministerium gegenüber dem Beitrag des Rechnungshofs geäußert habe,
durchaus teilen.

Der Prüfung durch den Rechnungshof liege nur eine kleinere Stichprobe zu-
grunde. Insofern müsse detaillierter geprüft werden, inwieweit die Interpretatio-
nen des Rechnungshofs gerechtfertigt seien. Die Regierungsfraktionen hätten in
dem von ihnen eingebrachten Antrag (Anlage) viele der inhaltlichen Detailfra-
gen, die die vom Rechnungshof angeregte Beschlussempfehlung an das Plenum
enthalte, nicht übernommen. Dies sei ihm insbesondere deshalb unverständlich,
weil das Kultusministerium selbst gegen den Beschlussvorschlag des Rech-
nungshofs erfreulicherweise nichts einzuwenden habe. 

Vor diesem Hintergrund schließe er sich als Berichterstatter der Anregung des
Rechnungshofs an. Diese laute wie folgt:

Der Landtag wolle beschließen,

I. von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 15. Juli 2010 zu Bei-
trag Nr. 9, Drucksache 14/6609, Kenntnis zu nehmen;

II. die Landesregierung zu ersuchen, 

1. sich einen fundierten Überblick über die Kosten der Evaluation
an den Schulen zu verschaffen;
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2. die Ergebnisse der Evaluation in Zielvereinbarungen mit den
Schulen umzusetzen;

3. Zielvereinbarungen zwischen Schule und Schulaufsicht auf ihre
Umsetzung zu prüfen; 

4. den anrechenbaren Einsatz von Personalkapazitäten bei der Eva-
luation nicht nur den Schulen zu überlassen;

5. anhand der bisherigen Erfahrungen mit den Evaluationen zu prü-
fen, ob diese mit einem geringeren Ressourcenverbrauch durch-
geführt werden können, ohne dass es zu wesentlichen Einbußen
bei der angestrebten klar definierten Schulentwicklung kommt;

6. dem Landtag über das Veranlasste bis 31. Dezember 2012 zu be-
richten.

Eine Abgeordnete der FDP/DVP unterstrich, die Regierungsfraktionen hätten mit
ihrem Antrag aus folgenden Gründen eine gegenüber dem Vorschlag des Rech-
nungshofs verkürzte Fassung vorgelegt:

Der Rechnungshof beklage einerseits einen zu hohen bürokratischen Aufwand
bei der Evaluation, rege andererseits jedoch eine Beschlussempfehlung an, deren
Umsetzung den bürokratischen Aufwand noch wesentlich erhöhen würde. Die
Untersuchung durch den Rechnungshof sei nicht als repräsentativ zu bezeichnen,
da er nur die Kosten der Evaluation an sieben allgemein bildenden Schulen erho-
ben habe. Der Beschlussvorschlag des Rechnungshofs enthalte außerdem
Punkte, die bereits gesetzlich geregelt seien. Sie müssten nicht noch einmal be-
schlossen werden. Hinzu komme die Sorge von CDU und FDP/DVP, dass Evalu-
ation an den Schulen lediglich als Kostenfaktor erscheine, ohne dass dem die er-
hebliche Bedeutung gegenübergestellt werde, die der Landtag der Evaluation bei-
messe. 

Die Evaluation sei in der Anfangsphase sicherlich mit einem höheren Zeitauf-
wand verbunden, führe aber nach ihren bisherigen Erfahrungen dazu, dass sich
die Qualität der Schulen deutlich verbessere. Sie verweise in diesem Zusammen-
hang etwa auf Beispiele aus dem Berufsschulbereich. Der erforderliche Zeitauf-
wand sei dort im Rahmen der regulären Arbeitszeit erbracht worden. Überstun-
denvergütungen seien nicht angefallen. Für die Evaluation dürfe also auch Leh-
rerarbeitszeit eingesetzt werden, wenn dies die Qualität an den Schulen ver-
bessere.

Eine Abgeordnete der CDU führte an, ihrer Fraktion sei sehr an der Evaluation
gelegen, weil sie darin ein Instrument sehe, um die Schulqualität zu steigern.
Wichtig für die Wirksamkeit dieses Instruments sei, dass sich die Betroffenen da-
mit identifizierten. Dennoch müsse ein angemessenes Kosten-Nutzen-Verhältnis
bestehen. Wichtig sei auch, dass die Erkenntnisse aus der Evaluation befolgt und
Ziele formuliert würden sowie die Umsetzung der Zielvereinbarungen geprüft
werde.

Nach dem Antrag von CDU und FDP/DVP solle sich die Landesregierung einen
fundierten Überblick über die Kosten der Evaluation an den Schulen verschaffen.
Dazu müssten die Kosten ermittelt und betrachtet werden. Zum anderen wollten
die Regierungsfraktionen die Landesregierung ersuchen, über Einführung und
Umsetzung von Zielvereinbarungen zwischen Schule und Schulaufsicht zu be-
richten. Dies wiederum setze voraus, dass entsprechende Zielvereinbarungen ge-
troffen worden seien. Somit enthalte der Antrag von CDU und FDP/DVP im
Grunde alle Punkte, die auch der längere Beschlussvorschlag des Rechnungshofs
umfasse, werde aber vielleicht nicht so sehr als Korsett empfunden wie die Anre-
gung des Rechnungshofs. 
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Ein Abgeordneter der Grünen bemerkte, er unterstütze die Aussagen des Bericht -
erstatters für den Finanzausschuss und halte den Beschlussvorschlag des Rech-
nungshofs für zielführender als den Antrag der Regierungskoalition. Er schlage
vor, den Begriff „Schulen“ in Abschnitt II Ziffer 2 des Beschlussvorschlags des
Berichterstatters um die Worte „unter Beteiligung der Eltern und der Schüler-
schaft“ zu erweitern, und empfehle dem Berichterstatter, diese Ergänzung zu
übernehmen.

Der Berichterstatter für den Finanzausschuss trug vor, er stimme seinem Vorred-
ner inhaltlich zu. Mit diesem Thema müsse sich auch der Schulausschuss noch
beschäftigen. Er wolle seinen Beschlussvorschlag gegenwärtig jedoch nicht wei-
ter verschärfen, da er noch auf eine Mehrheit für diese detailliertere Anregung
hoffe.

Der demgegenüber verschlankte Antrag von CDU und FDP/DVP „verwässere“
bestimmte Fragestellungen deutlich. Aus den Darlegungen der Abgeordneten der
FDP/DVP müsste er schließen, dass die Erhebung der Kosten der Evaluation
nicht auf eine Stichprobe reduziert werden dürfe. Allerdings forderten die Regie-
rungsfraktionen in ihrem Antrag ausdrücklich eine „stichprobenhafte Erhebung“.
Die Argumentation der Abgeordneten der FDP/DVP könne er auch deshalb
schwer nachvollziehen, weil sie zwischen der Einführung der Evaluation zu dem
Zweck, auch Ziele zu erreichen, die fiskalisch nicht darstellbar seien, und den
Kosten dafür einen scheinbaren Gegensatz konstruiere. 

Der Beschlussvorschlag des Rechnungshofs sei insofern interessant, als er versu-
che, den finanziellen Aufwand der Evaluation zu erfassen und vergleichbar zu
machen. Unabhängig davon müssten inhaltlich aber noch andere Ziele gesetzt
werden. Deren Erreichen lasse sich nur über diese Wege nicht feststellen. Aus
fachlicher Sicht könne eine effiziente Evaluation allein nicht zufriedenstellen. So
müsse die Evaluation auch die Schulentwicklung deutlich voranbringen. Die 
Finanzpolitiker wiederum hätten darauf zu achten, dass sich die Kosten der Eva-
luation an den Schulen nicht völlig voneinander unterschieden. Die Prozesse
müssten transparent sein und sich in gewisser Weise miteinander vergleichen las-
sen. Dem werde der Beschlussvorschlag des Rechnungshofs besser gerecht als
der Antrag der Regierungskoalition.

Ein Vertreter des Rechnungshofs legte dar, er erkenne nicht, dass durch eine Um-
setzung des vom Rechnungshof unterbreiteten Beschlussvorschlags der bürokra-
tische Aufwand steigen würde. Er stimme der Abgeordneten der CDU zu, dass
die Formulierungen des Antrags von CDU und FDP/DVP so interpretiert werden
könnten, dass sie die Anliegen des Rechnungshofs inhaltlich umfassten. Er
erachte es aber als zielführender und transparenter, wenn, wie im Beschlussvor-
schlag des Rechnungshofs, die Ziele in den einzelnen Schritten deutlich benannt
würden. Deshalb werbe er noch einmal für die vom Rechnungshof angeregte Be-
schlussempfehlung. 

In Abschnitt II Ziffer 2 schlage der Rechnungshof vor, die Ergebnisse der Evalua-
tion in Zielvereinbarungen mit den Schulen umzusetzen. Er halte dies für einen
unabdingbaren Punkt, selbst wenn das Kultusministerium schon über entspre-
chende Ansätze verfüge. Nach Ziffer 3 wiederum solle geprüft werden, inwieweit
die normativ getroffenen Zielvereinbarungen tatsächlich umgesetzt worden
seien.

Ziffer 5 des Beschlussvorschlags des Rechnungshofs könne unter Umständen
weggelassen werden, wenn die Formulierung so verstanden würde, dass der
Rechnungshof etwas gegen Evaluationen hätte. Dies sei nicht so gemeint und
wäre ein Missverständnis. Es sei nicht Aufgabe des Rechnungshofs gewesen, die
Evaluationen inhaltlich zu beurteilen. Dabei handle es sich vielmehr um eine po-
litische Frage. Der Rechnungshof habe sich mit den Kosten und dem Ressour-
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cenverbrauch bei der Evaluation befasst. Bei einem Verzicht auf Ziffer 5 müsste
allerdings klar sein, dass die Kosten der Evaluation näher ermittelt und die kon-
kreten Schritte der Evaluation nachvollziehbar belegt werden sollten.

Die Abgeordnete der CDU hob hervor, Sprache sei immer dann am klarsten,
wenn etwas kurz und bündig ausgedrückt werde. Ihr Vorredner habe erfreulicher-
weise eingeräumt, dass der Antrag der Regierungskoalition letztlich doch die In-
tention des Rechnungshofs abdecke, Zielvereinbarungen einzuführen und darauf
zu achten, dass sie auch umgesetzt würden. Genau dies stehe in dem Antrag, in-
dem es darin heiße: 

… über die Einführung und Umsetzung von Zielvereinbarungen zwi-
schen Schule und Schulaufsicht zu berichten.

Insofern reiche der Antrag von CDU und FDP/DVP aus. 

Der Ausschussvorsitzende erwähnte, der von den Regierungsfraktionen einge-
brachte Antrag sei als Änderungsantrag zum Beschlussvorschlag des Berichter-
statters für den Finanzausschuss zu verstehen.

Der Ausschuss erhob den daraufhin zur Abstimmung gestellten Antrag von CDU
und FDP/DVP (Anlage) mehrheitlich zur Beschlussempfehlung an das Plenum.

21. 12. 2010

Ursula Lazarus
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Anlage

Antrag zu Beitrag Nr. 9/Seite 71
der Denkschrift 2010

der Abg. Manfred Groh u. a. CDU
der Abg. Heiderose Berroth u. a. FDP/DVP

für eine Beschlussempfehlung
des Finanzausschusses

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 15. Juli 2010

Denkschrift 2010 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes
Baden-Württemberg;
hier: Beitrag Nr. 9 – Evaluation an allgemein bildenden Schulen 

– Drucksache 14/6609

Der Landtag wolle beschließen:

I. Von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 15. Juli 2010 zu Beitrag Nr. 9
– Drucksache 14/6609 – Kenntnis zu nehmen.

II. Die Landesregierung zu ersuchen,

1. sich durch eine stichprobenhafte Erhebung einen fundierten Überblick
über die Kosten der Evaluation an den Schulen zu verschaffen;

2. dem Landtag bis 31. Dezember 2012 über die Entwicklung der Evaluation
an Schulen sowie über die Einführung und Umsetzung von Zielvereinba-
rungen zwischen Schule und Schulaufsicht zu berichten.

11. 11. 2010

Abg. Groh u. a. CDU Abg. Berroth u. a. FDP/DVP

6



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


